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BEKANNTMACHUNGEN

WIDMUNG EINES 
ABSCHNITTES DES PLANKERDYK   
Im Stadtbezirk Hüls soll der Einmündungsbereich des Plankerdyks 
zur Krefelder Straße in der Gemarkung Hüls, Flur 44, Teilfläche des 
Flurstücks 1912 nach dem Straßen- und Wegegesetz des Landes 
Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 09. September 1995 (GV. NRW. 1995, S.1028) in der 
derzeit gültigen Fassung, für den öffentlichen Verkehr gewidmet 
werden.

Die Einstufung erfolgt nach § 3 Abs. 4 StrWG NRW als Gemein-
destraße.

Gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW wird die Widmung hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. Die Bekanntgabe der Widmung gilt einen Tag 
nach Veröffentlichung im Krefelder Amtsblatt als erfolgt.

Eine Karte mit der Darstellung des neu gewidmeten Straßenab-
schnittes kann beim Fachbereich Vermessung, Kataster und Lie-
genschaften der Stadt Krefeld, Friedrichstraße 25, Zimmer 205 
während der Dienststunden

montags bis freitags vormittags           von 08.30 bis 12.30 Uhr
montags bis mittwochs nachmittags von 14.00 bis 16.00 Uhr
donnerstags nachmittags           von 14.00 bis 17.30 Uhr

eingesehen werden. 

Um eine vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 
Tel.: 02151/86-3846 oder 02151/86-3801; 
E-Mail: fb62@krefeld.de

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 

39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.
Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Person verse-
hen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Abs. 4 VwGO 
eingereicht werden. Die technischen Rahmenbedingungen für die 
Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 
(BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsan-
walt, eine Behörde oder eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach 
§ 55 d) Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt 
werden. Dies gilt nach § 55 d) Satz 2 VwGO auch für andere nach 
der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer 
Übermittlungsweg nach § 55 a) Abs. 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur 
Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen 
vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach allge-
meinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit 
ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft 
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument 
nachzureichen.

INHALTSVERZEICHNIS

Bekanntmachungen ..................................S. 257 

Auf einen Blick ......................................... S. 264
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Hinweis:
Weitere Informationen erhalten Sie auf der 
Internetseite www.justiz.de.

Krefeld, den 21.06.2023
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

WIDMUNG EINER STICHSTRASSE DER 
FRIEDRICH-FRÖBEL-STRASSE
Im Stadtbezirk Benrad soll die Stichstraße zu den Häusern 3-27 der 
Friedrich-Fröbel-Straße in der Gemarkung Benrad, Flur 1, Flurstück 
2684 nach dem Straßen- und Wegegesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
09. September 1995 (GV. NRW. 1995, S.1028) in der derzeit gülti-
gen Fassung, für den öffentlichen Verkehr gewidmet werden.

Die Einstufung erfolgt nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW als Anlie-
gerstraße.

Gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW wird die Widmung hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. Die Bekanntgabe der Widmung gilt einen Tag 
nach Veröffentlichung im Krefelder Amtsblatt als erfolgt.

Eine Karte mit der Darstellung des neu gewidmeten Straßenab-
schnittes kann beim Fachbereich Vermessung, Kataster und Lie-
genschaften der Stadt Krefeld, Friedrichstraße 25, Zimmer 205 
während der Dienststunden

montags bis freitags vormittags           von 08.30 bis 12.30 Uhr
montags bis mittwochs nachmittags           von 14.00 bis 16.00 Uhr
donnerstags nachmittags           von 14.00 bis 17.30 Uhr

eingesehen werden. 

Um eine vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 
Tel.: 02151/86-3846 oder 02151/86-3801; 
E-Mail: fb62@krefeld.de

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 
39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Person verse-
hen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Abs. 4 VwGO 

eingereicht werden. Die technischen Rahmenbedingungen für die 
Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 
(BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt, 
eine Behörde oder eine juristische Person des öffentlichen Rechts 
einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufga-
ben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach § 55 
d) Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt werden. 
Dies gilt nach § 55 d) Satz 2 VwGO auch für andere nach der Vw-
GO vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer Übermitt-
lungsweg nach § 55 a) Abs. 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur Verfügung 
steht. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen vorüberge-
hend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach allgemeinen Vor-
schriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit ist bei der 
Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen; 
auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument nachzureichen.

Hinweis:
Weitere Informationen erhalten Sie auf der 
Internetseite www.justiz.de.

Krefeld, den 21.06.2023
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

WIDMUNG EINES ABSCHNITTES 
DER BRUCKERSCHE STRASSE
Im Stadtbezirk Hüls soll der Straßenabschnitt der Bruckersche 
Straße zwischen den Häusern 184 und 202 in der Gemarkung 
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Hüls, Flur 47, Teilfläche des Flurstücks 358 nach dem Straßen- und 
Wegegesetz des Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 09. September 1995 (GV. NRW. 
1995, S.1028) in der derzeit gültigen Fassung, für den öffentlichen 
Verkehr gewidmet werden.

Die Einstufung erfolgt nach § 3 Abs. 4 Nr. 2 StrWG NRW als Anlie-
gerstraße.

Gemäß § 6 Abs. 1 StrWG NRW wird die Widmung hiermit öffentlich 
bekanntgemacht. Die Bekanntgabe der Widmung gilt einen Tag 
nach Veröffentlichung im Krefelder Amtsblatt als erfolgt.

Eine Karte mit der Darstellung des neu gewidmeten Straßenab-
schnittes kann beim Fachbereich Vermessung, Kataster und Lie-
genschaften der Stadt Krefeld, Friedrichstraße 25, Zimmer 205 
während der Dienststunden

montags bis freitags vormittags           von 08.30 bis 12.30 Uhr
montags bis mittwochs nachmittags           von 14.00 bis 16.00 Uhr
donnerstags nachmittags           von 14.00 bis 17.30 Uhr

eingesehen werden. 

Um eine vorherige Terminvereinbarung wird gebeten. 
Tel.: 02151/86-3846 oder 02151/86-3801; 
E-Mail: fb62@krefeld.de

Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen die Widmung kann innerhalb eines Monats nach Bekannt-
gabe Klage beim Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstraße 
39, 40213 Düsseldorf erhoben werden.

Die Klage ist schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeam-
ten der Geschäftsstelle zu erheben.

Die Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Do-
kumentes an die elektronische Poststelle des Gerichts erhoben 
werden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung 
durch das Gericht geeignet sein. Es muss mit einer qualifizier-
ten elektronischen Signatur der verantwortenden Person verse-
hen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf 
einem sicheren Übermittlungsweg gemäß § 55 a) Abs. 4 VwGO 
eingereicht werden. Die technischen Rahmenbedingungen für die 
Übermittlung und die Eignung zur Bearbeitung durch das Gericht 
bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die 
technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsver-
kehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV) vom 24.11.2017 
(BGBl. I S. 3803) in der jeweils geltenden Fassung. 

Wird die Klage durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsan-
walt, eine Behörde oder eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen 
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse erhoben, muss sie nach 
§ 55 d) Satz 1 VwGO als elektronisches Dokument übermittelt 
werden. Dies gilt nach § 55 d) Satz 2 VwGO auch für andere nach 
der VwGO vertretungsberechtigte Personen, denen ein sicherer 
Übermittlungsweg nach § 55 a) Abs. 4 Satz 1 Nummer 2 VwGO zur 
Verfügung steht. Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen 

vorübergehend nicht möglich, bleibt die Übermittlung nach allge-
meinen Vorschriften zulässig. Die vorübergehende Unmöglichkeit 
ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich danach glaubhaft 
zu machen; auf Anforderung ist ein elektronisches Dokument 
nachzureichen.

Hinweis:
Weitere Informationen erhalten Sie auf der 
Internetseite www.justiz.de.

Krefeld, den 21.06.2023
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Marcus Beyer
Beigeordneter

WAHL DER SCHÖFFINNEN UND SCHÖFFEN
Die Vorschlagsliste zur Durchführung der Wahl der Schöffinnen 
und Schöffen für die Amtszeit vom 01. Januar 2024 bis 31. De-
zember 2028 liegt gemäß § 36 Abs. 3 Gerichtsverfassungsgesetz 
(GVG) in der Woche vom 10. Juli bis 16. Juli 2023

montags bis freitags vormittags                von 08:30 bis 12:30 Uhr,
montags bis mittwochs nachmittags          von 14:00 bis 16:00 Uhr
donnerstags    nachmittags         von 14:00 bis 17:30 Uhr

im Fachbereich Recht der Stadt Krefeld, Rathaus, Von-der-Leyen-
Platz 1, 47798 Krefeld (Eingang C 1), Zimmer C 234, zur Einsicht-
nahme aus.

Gegen die Vorschlagsliste kann gemäß § 37 GVG binnen einer Wo-
che, gerechnet vom Ende der Auslegungsfrist, beim Fachbereich 
Recht der Stadt Krefeld schriftlich oder zu Protokoll mit der Begrün-
dung Einspruch erhoben werden, dass in die Vorschlagsliste Per-
sonen aufgenommen sind, die nach § 32 GVG nicht aufgenommen 
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werden durften oder nach den §§ 33, 34 GVG nicht aufgenommen 
werden sollten.

Krefeld, den 20. Juni 2023

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Bern
Beigeordnete

SATZUNG

ÜBER DIE ANORDNUNG EINER VERÄN-
DERUNGSSPERRE FÜR DEN GELTUNGS-
BEREICH DES IN AUFSTELLUNG BEFIND-
LICHEN BEBAUUNGSPLANES NR. 723/I 
– KASERNENGELÄNDE KEMPENER ALLEE 
/ MEVISSENSTRASSE  

VOM 28.06.2023

Gemäß §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB), in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der 
derzeit gültigen Fassung, i. V. m. § 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666), in der derzeit 
gültigen Fassung, hat der Rat der Stadt Krefeld in seiner Sitzung 
am 20.06.2023 folgende Satzung beschlossen:

§ 1
Anordnung

Zur Sicherung der städtebaulichen Planung wird für den in § 2 
dieser Satzung bezeichneten Geltungsbereich des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanes Nr. 723/I –Kasernengelände Kem-
pener Allee / Mevissenstraße – eine Veränderungssperre angeord-
net.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich

Der Geltungsbereich der Veränderungssperre entspricht dem Gel-
tungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes 
Nr. 723/I – Kasernengelände Kempener Allee / Mevissenstraße –.

Die Abgrenzung des Geltungsbereiches ergibt sich aus dem zu die-
ser Satzung gehörenden Plan.

§ 3

Rechtswirkungen der Veränderungssperre, Ausnahmen

1. Im Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen
 a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt   

   oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;
 b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde 
   Veränderungen von Grundstücken und baulichen 
   Anlagen,  deren Veränderungen nicht genehmigungs-, 
   zustimmungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht 
   vorgenommen werden.

2. Von der Veränderungssperre kann die 
 Baugenehmigungsbehörde Ausnahmen zulassen, wenn 
 überwiegende öffentliche Belange nicht entgegenstehen.

3. Von der Veränderungssperre werden nicht berührt:
 
 a) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der 
   Veränderungssperre baurechtlich genehmigt worden sind,

 b) Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des   
   Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren   
   Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre  
   hätte begonnen werden dürfen,

 c) Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher   
   ausgeübten Nutzung.

§ 4
Geltungsdauer

Diese Veränderungssperre tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft. Sie endet, wenn der Bebauungsplan Nr. 723/I – Ka-
sernengelände Kempener Allee / Mevissenstraße – in Kraft getre-
ten ist, spätestens jedoch nach Ablauf von zwei Jahren nach ihrer 
Bekanntmachung.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit gemäß § 16 Abs. 2 des Bau-
gesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung in Verbin-
dung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung und § 2 
Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Die vorbezeichnete Satzung sowie der dazu gehörende Plan lie-
gen vom Tage der Bekanntmachung an beim Oberbürgermeister 
der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadt- und Verkehrsplanung, Park-
straße 10,

montag- bis freitagvormittags                08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags              14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags                                14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit.

Hinweise

Gemäß

a) § 18 Abs. 3 Satz 2 Baugesetzbuch
b) § 215 Abs. 2 Baugesetzbuch
c)  § 7 Abs. 6 Satz 2 Gemeindeordnung NRW
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wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der 
  Entschädigungsansprüche

§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch her-
beiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB

Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre über den Zeit-
punkt ihres Beginns 
oder der ersten Zurückstellung eines Baugesuches nach § 15 Abs. 1 
hinaus, ist dem Betroffenen für dadurch entstandene Vermögens-
nachteile eine angemessene Entschädigung in Geld zu leisten.

Darüber hinaus wird auf folgende Vorschriften des BauGB über das 
Erlöschen des Ent-schädigungsanspruches hingewiesen:

§ 18 Abs. 3 Satz 1 BauGB

Auf das Erlöschen des Entschädigungsanspruches findet § 44 Abs. 
4 mit der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Veränderungssper-
re, die die Sicherung einer Festsetzung nach § 40 Abs. 1 oder § 
41 Abs. 1 zum Gegenstand hat, die Erlöschensfrist frühestens ab 
Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes beginnt.

§ 44 Abs. 4 BauGB

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 3 
Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von 
	 	 Verfahrens-	und	Formvorschriften	sowie	von	Mängeln		
  der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche 
 Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
 Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche 
 Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis des 
 Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel der 
 Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser Bekanntma-
chung schriftlich ge-genüber der Stadt Krefeld geltend gemacht 
worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Man-

gel begründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich sind.

zu	c):		 Verletzung	von	Verfahrens-	oder	Formvorschriften	der	
   Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemein-
deordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche Be-
stimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
 vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der  
 Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
 bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
 beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
 Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift   
 und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Zur besseren Orientierung ist das von der Veränderungssperre be-
troffene Plangebiet in einem Kartenausschnitt dargestellt.

Krefeld, den 28.06.2023
Der Oberbürgermeister

Frank Meyer
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INKRAFTTRETEN DES BEBAU-
UNGSPLANS NR. 817 – WERKSTÄT-
TENSTRASSE / KUHLESHÜTTE / 
SCHMIEDESTRASSE –

BEKANNTMACHUNGSANORDNUNG 
DES OBERBÜRGERMEISTERS VOM 
28.06.2023

Der Rat der Stadt Krefeld hat in seiner Sitzung am 20.06.2023 be-
schlossen:

1.  Über die im Bebauungsplanverfahren vorgebrachten 
 Stellungnahmen wird im Sinne der Begründung zur Vorlage   
 entschieden. 

2. Gemäß § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB), in der Fassung 
 der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), in der   
 derzeit gültigen Fassung, i. V. m. § 41 der Gemeindeordnung   
 für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW), in der 
 Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
 (GV. NW. S. 666), in der derzeit gültigen Fassung, wird der 
 Bebauungsplan Nr. 817 – Werkstättenstraße / Kuhleshütte /   
 Schmiedestraße – in der durch violette Eintragungen 
 geänderten Fassung als Satzung beschlossen. 

3. Der Begründung nach § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan   
 Nr. 817 – Werkstättenstraße / Kuhleshütte / Schmiedestraße–  
 (Anlage 1 zur Vorlage Nr. 8559/23/1) wird zugestimmt. 

Bekanntmachungsanordnung

Der vorstehende Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der derzeit gültigen Fassung in Ver-
bindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land Nord-
rhein-Westfalen (GO NRW) in der derzeit gültigen Fassung und § 2 
Abs. 4 Nr. 1 Bekanntmachungsverordnung (BekanntmVO) öffent-
lich bekannt gemacht.

Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren gemäß § 
13a BauGB ohne Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 
4 BauGB aufgestellt.

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan Nr. 817 – 
Werkstättenstraße / Kuhleshütte / Schmiedestraße – gemäß § 10 
BauGB in Kraft.

Der Bebauungsplan liegt mit Begründung beim Oberbürgermeister 
der Stadt Krefeld, Fachbereich Vermessung, Kataster und Liegen-
schaften, Friedrichstraße 25, 47798 Krefeld, 

montags- bis freitagvormittags                 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montags- bis mittwochnachmittags             14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags                   14.00 Uhr bis 17.30 Uhr

für jedermann zur Einsicht bereit; über den Inhalt wird auf Verlan-
gen ebenfalls dort Auskunft erteilt. Rechtskräftige Bebauungsplä-

ne sind auch im Geoportal unter dem Link 
https://geoportal-niederrhein.de/krefeld/bauenundplanen/ ein-
sehbar.

Zur besseren Orientierung ist das Bebauungsplangebiet in einem 
Kartenausschnitt dargestellt.

Hinweise

Gemäß

a) § 44 Abs. 5 BauGB
b) § 215 Abs. 2 BauGB
c) § 7 Abs. 6 Satz 2 GO NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche

§ 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB

Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten Vermögens-
nachteile eingetreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruches 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung 
schriftlich bei dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 44 Abs. 4 BauGB

Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Abs. 3 
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Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fäl-
ligkeit des Anspruches herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von 
     Verfahrens-  und Formvorschriften sowie von Mängeln der   
     Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB

Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr.1 bis 3 BauGB beachtliche 
 Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
 Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB 
 beachtliche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis   
 des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des 
 Abwägungsvorgangs,

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Stadt Krefeld geltend gemacht worden 
sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel be-
gründen soll, ist darzulegen. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind.

zu c): Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der 
    Gemeindeordnung

§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW

Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf von sechs 
Monaten seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 
 vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
 durchgeführt,

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der  
 Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
 bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
 beanstandet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
 Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift   
 und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.

Krefeld, den 28.06.2023
Der Oberbürgermeister

Frank Meyer
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KOMMUNALER ORDNUNGSDIENST

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 
116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter Telefon 
0 18 05 - 04 41 00 montags, dienstags und don-
nerstags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs 
von 14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 
Uhr bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter Telefon  
0 18 05 - 98 67 00 zu erreichen. Sprechzeiten: 
samstags, sonntags und feiertags von 10.00 
bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
 mittwochs- und freitagsnachmittag von 
17.00 bis 19.00 Uhr,  montags, dienstags und 
donnerstags von 21.00 bis 22.00 Uhr.

TIERÄRZTLICHER DIENST
Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an  Feiertagen 
unter Telefon 07 00- 84 37 46  66 zu erreichen.

AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0 18 05- 66 05 55

Feuer 112
Rettungsdienst/Notarzt 112
Krankentransport  1 92 22
Branddirektion  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation  
bei Unglücks- und Notfällen 1 97 00

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

APOTHEKENDIENST
Die Notdienste der Apotheken in 
 Nordrhein-Westfalen können im Internet 
 abgerufen werden unter: 
www.aknr.de
oder telefonisch unter der vom Festnetz 
 kostenlosen Rufnummer 08 00-0 02 28 33

08 00- 1 11 01 11 und 08 00- 1 11 02 22

TELEFONSEELSORGE

NOTDIENSTE
Innung für Sanitär-Heizung-
Klima-Apparatebau Krefeld

07.07. – 09.07.2023  
Peter Lehnen
Inrather Straße 439a
47803 Krefeld 
97 86 13

14.07. – 16.07.2023  
Bruno Specht
Krützpoort 27
47804 Krefeld 
71 07 06

Der Kommunale Ordnungsdienst ist Ansprechpart-
ner in Sachen Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit 
auf Krefelder Straßen, Wegen und Plätzen. 
Er ist aktuell erreichbar 
montags bis donnerstags 
und sonntags von 8 bis 24 Uhr 
sowie freitags und samstags von 9 bis 1 Uhr
unter der Rufnummer 0 21 51 / 86 40 00
oder per E Mail unter KOD@krefeld.de
Außerhalb dieser Zeiten ist das ComCenter 
der Polizei unter der Rufnummer 0 21 51 / 63 40 
zu kontaktieren.


